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6 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Genfer
Abkommen zum Schutze der Opfer des Krieges

Nach Mitteilungen des Schweizerischen Bundes-
rates haben folgende weitere Staaten ihre Beitritts-
urkunde zu den Genfer Abkommen zum Schutze
der Opfer des Krieges (BGBl. Nr. 155/1953, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 195/1989) hinterlegt bzw. erklärt, sich auch
nach Erlangung ihrer Unabhängigkeit an diese
Abkommen gebunden zu erachten:

Datum der Hinterlegung der
Staaten: Beitrittsurkunde bzw.

Kontinuitätserklärung:

Bhutan 10. Jänner 1991
Brunei 14. Oktober 1991
Kroatien 11. Mai 1992
Lettland 24. Dezember 1991
Malediven 18. Juni 1991
Namibia 22. August 1991
Slowenien 26. März 1992

Einer weiteren Mitteilung des Schweizerischen
Bundesrates zufolge wird Rußland als Vertragspar-
tei dieser Abkommen, denen die Sowjetunion am
10. Mai 1954 beigetreten war, angesehen.

Vranitzky

632. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Europäischen Frei-

handelsassoziation

Nach Mitteilung der Schwedischen Regierung
hat Liechtenstein am 30. August 1991 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen zur Errich-
tung der Europäischen Freihandelsassoziation
(BGBl. Nr. 100/1960, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 87/1986) hinterlegt.
Das Übereinkommen ist für Liechtenstein mit
1. September 1991 in Kraft getreten.

Vranitzky

633.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Verkehrsminister der Bundesre-
publik Deutschland und dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR
über die Beförderung von 2,3,7,8-TCDD-Ana-

lysen-Standards

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2601 Bern. 2 zur Ziffer 17 Buchstabe a dürfen

8 334



2922 215. Stück — Ausgegeben am 6. Oktober 1992 — Nr. 633

Analysen-Standards mit 2,3,7,8-Tetrachlordibenzo-
1,4-dioxin(2,3,7,8-TCDD) unter nachfolgenden
Bedingungen als Stoffe der Klasse 6.1 befördert
werden:

1. Verpackung

1.1 Verpackung für gelöste Analysen-Standards

1.1.1 Innenverpackung

Das 2,3,7,8-TCDD ist in Konzentrationen
bis zu höchstens 55 mg/kg (55 ppm — parts
per million) mit geeigneten organischen
Lösemitteln (zB Toluol, Isooctan, Nonan,
Methanol, 2,2,4-Trimethylpentan) in Men-
gen bis zu höchstens 1,2 ml in Glasampullen
zu füllen. Höchstens 3 zugeschmolzene
Glasampullen sind — einzeln eingeschweißt
in einen Beutel aus Kunststoffolie — mit
geeigneten Saugstoffen, deren Menge genü-
gen muß, um 200% der enthaltenen
Flüssigkeit aufzusaugen, in eine dicht
verschlossene Dose aus Metall einzusetzen.

1.1.2 Außenverpackung

Je eine solche Dose aus Metall ist mit
widerstandsfähigen Polsterstoffen (zB Phe-
nolharzschaum) in ein Faß aus Metall der
Kodierung 1A2 oder 1B2 einzusetzen. Die
Fässer müssen eine sichere Verschlußein-
richtung aufweisen, die sich nicht von selbst
öffnet, nicht unabsichtlich geöffnet werden
kann und einem etwaigen Druckanstieg im
Inneren der Verpackung standhält.

1.1.3 Bauartprüfung

Die Verpackungen mit Innenverpackungen
müssen nach den Vorschriften der Rn. 3742
den Einwirkungen der folgenden mechani-
schen Belastungen widerstanden haben:
— Fallversuch I nach IAEO-Empfehlun-

gen für die sichere Beförderung radio-
aktiver Stoffe Absatz Nr. 627 a von
1988;

— Durchstoßprüfung nach IAEO-Emp-
fehlungen für die sichere Beförderung
radioaktiver Stoffe Absatz Nr. 624 von
1988. Die Fallhöhe muß jedoch 1,70 m
betragen.

Weitere Anforderungen:
— Stapeldruckprüfung nach Anhang A.5

Rn. 3555 mit einem Auflagegewicht von
mindestens 100 kg;



215. Stück — Ausgegeben am 6. Oktober 1992 — Nr. 633 2923

— Dichtheitsprüfung für die innere Dose
aus Metall nach den Bedingungen für
Stoffe der Verpackungsgruppe I in
Anhang A.5 Rn. 3553.

Die Prüfungen gelten als bestanden, wenn
die Glasampullen nicht beschädigt sind und
die Dose aus Metall nicht durchstoßen ist.

1.1.4 Zulassung und Kennzeichnung

1.1.4.1 Die Bauart der Verpackungen muß gemäß
Anhang A.5 Rn. 3500 Abs. 3 und 3550
zugelassen sein, die Verwendung anderer
als der in Nr. 1.1.1 genannten Innenverpak-
kungen bedarf der Zustimmung der im
Versandland zuständigen Behörde.

1.1.4.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart
hergestellte Außenverpackung- muß wie
folgt gekennzeichnet sein:

— mit dem Symbol „RID/ADR",
— mit der Code-Nr. „1A2" oder „1B2",
— mit der Bezeichnung „TCDD",
— mit dem Buchstaben „S",
— mit dem Jahr der Herstellung (die

letzten beiden Ziffern),
— mit dem Kurzzeichen des Staates, in

dem die Bauart der Verpackung zuge-
lassen worden ist,

— entweder aus einer Registrier-Nummer
und dem Namen oder Kurzzeichen des
Herstellers oder aus einer anderen
Kennzeichnung der Verpackung, wie sie
von der zuständigen Behörde des
Versandlandes festgesetzt wurde.

Die Kennzeichnung ist dann beispielsweise
wie folgt zu fassen:
„RID/ADR/1A2/TCDD/S/87/D/
BAM999".

1.2 Verpackung für reine Analysen-Standards

1.2.1 Das reine kristalline 2,3,7,8-TCDD ist in
Mengen bis zu höchstens 3 mg je Glasam-
pulle nach den in Nr. 1.1.1 und 1.1.2
genannten Vorschriften zu verpacken. Als
Polsterstoff nach Nr. 1.1.2 ist Phenolharz-
schaum zu verwenden.

1.2.2 Bauartprüfung

Die Verpackungen mit Innenverpackungen
müssen nach den Vorschriften der Rn. 3742
den Einwirkungen der folgenden mechani-
schen Belastungen widerstanden haben:
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— Fallversuch III nach IAEO-Empfehlun-
gen für die sichere Beförderung radio-
aktiver Stoffe Absatz Nr. 627 c von
1988, mit dem Fall einer Masse von
500 kg aus 9 m Höhe auf das Prüfmu-
ster;

— Durchstoßprüfung nach IAEO-Emp-
fehlungen für die sichere Beförderung
radioaktiver Stoffe Absatz Nr. 624 von
1988.

Die Prüfungen gelten als bestanden, wenn
die Glasampullen nicht beschädigt und die
Dose aus Metall nicht durchstoßen ist.

1.2.3 Zulassung und Kennzeichnung

Hinsichtlich Zulassung und Kennzeichnung
sind die Vorschriften der Nr. 1.1.4 sinnge-
mäß anzuwenden.

2. Sonstige Vorschriften

2.1 Jedes Versandstück ist mit je einem
Gefahrzettel nach Anhang A.9 Muster
Nr. 6.1 und 12 zu kennzeichnen.

2.2 Eine Zusammenpackung mit anderen ge-
fährlichen Gütern oder sonstigen Gütern ist
nicht zugelassen.

2.3 Eine Sendung nach dieser Vereinbarung
darf aus höchstens 10 Versandstücken be-
stehen.

2.4 Die Versandstücke sind so zu sichern, daß
sie nicht verkanten, umfallen, verrutschen
oder durch andere Gegenstände beschädigt
werden können.

2.5 Der Empfänger hat dem Absender den
Eingang der Sendung zu bestätigen.

2.6 Bei der Beförderung sind die erforderlichen
Maßnahmen gegen den Zugriff Unbefugter
zu treffen. Die Versandstücke sind zu
beaufsichtigen, sofern sie sich an für die
Öffentlichkeit zugänglichen Stellen befin-
den.

2.7 Die übrigen für Stoffe der Klasse 6.1
Ziffer 17 a geltenden Vorschriften sind
entsprechend anzuwenden.

3. Angaben im Beförderungspapier

Zusätzlich zu den sonst vorgeschriebe-
nen Angaben ist zu vermerken:
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„2,3,7,8-TCDD-Analysen-Standards, ge-
löst (oder kristallin), 6.1, Ziffer 17 a, ADR"
und „Beförderung vereinbart nach Rn. 2010
des ADR".

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Wien, den 7. September 1992

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 21. Juli 1992

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:
Hoffmann

Vranitzky

634.

ABKOMMEN ÖSTERREICH - EWG

— Der Gemischte Ausschuß —

BESCHLUSS NR. 2/92 DES GEMISCH-
TEN AUSSCHUSSES EWG - ÖSTER-

REICH VOM 14. JULI 1992

zur Verlängerung der Geltungsdauer des
Beschlusses Nr. 5/88 des Gemischten Aus-
schusses zur Änderung des Protokolls Nr. 3
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse
mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse"
und über die Methoden der Zusammenarbeit
der Verwaltungen im Hinblick auf eine

Vereinfachung der Kumulierungsregeln

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS,

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel
unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die
Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur-
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun-
gen, im folgenden „Protokoll Nr. 3" genannt,
insbesondere auf Artikel 28,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Am 14. Dezember 1988 faßte der Gemischte
Ausschuß den Beschluß Nr. 5/88 zur Änderung des

Protokolls Nr. 3 im Hinblick auf eine Vereinfa-
chung der Kumulierungsregeln.

Seinerzeit wurde es für notwendig erachtet, nach
einem Versuchszeitraum die Auswirkungen der
Einführung der neuen Kumulierungsregeln zu
prüfen, um deren wirtschaftliche Folgen festzustel-
len, und die Geltungsdauer des Beschlusses deshalb
auf drei Jahre zu befristen.

Der Beschluß Nr. 5/88 trat am 1. Jänner 1989 in
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 1991.

Bei der vom Gemischten Ausschuß vorgenomme-
nen Prüfung hat sich herausgestellt, daß die mit dem
Beschluß eingeführten neuen Kumulierungsregeln
sowohl unter dem Aspekt ihrer Anwendung durch
die Wirtschaftsbeteiligten und der Kontrolle ihrer
Einhaltung durch die Zollverwaltungen als auch
unter dem Aspekt ihrer wirtschaftlichen Auswirkun-
gen zufriedenstellend funktionieren.

Die Geltungsdauer des Beschlusses Nr. 5/88 ist
auf unbestimmte Zeit zu verlängern.

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Geltungsdauer des Beschlusses Nr. 5/88 des
Gemischten Ausschusses EWG — Österreich wird
auf unbestimmte Zeit verlängert.
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Artikel 2

Dieser Beschluß gilt ab 1. Jänner 1992.

Geschehen zu Brüssel, am H.Juli 1992.

Für den Gemischten Ausschuß:
Der Vorsitzende:

G. Waas
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Vranitzky
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